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Abweichung von den Zielen des Regionalplans Mittelhessen 2010 
Antrag der Stadt Linden vom 19.11.2019 zwecks Erweiterung und Ergänzungsnut-
zung eines landwirtschaftlichen Betriebes westlich des Stadtteils Großen-Linden mit 
dem besonderen Nutzungszweck Mutterbodenaufbereitung und Landwirtschaft 
 
Anlage: 3 Karten 
 
 
1. Antragsgegenstand 
 
Die Stadt Linden beantragt die Zulassung einer Abweichung von den Zielen des Re-
gionalplans Mittelhessen 2010 (RPM 2010), um die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Erweiterung und Ergänzungsnutzung eines landwirtschaftlichen Be-
triebes westlich des Stadtteils Großen-Linden zu schaffen. Der Antrag bezieht sich 
auf die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 52 „Am Wetzlarer 
Weg / Brückenhohl“ einschließlich der dazu notwendigen Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
 
Die betroffene Fläche soll mit besonderem Nutzungszweck gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 
i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 9 Baugesetzbuch (BauGB) ausgewiesen werden. 
 
Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs der im Zielabweichungsantrag beantrag-
ten Fläche besteht bereits der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 52 „Am Wetzlarer 
Weg/Brückenhohl“ aus dem Jahre 2004. Dieser weist in seinem südlichen und west-
lichen Geltungsbereich von rd. 1,9 ha bereits einen besonderen Nutzungszweck von 
Flächen, der durch besondere städtebauliche Gründe erforderlich wird, aus. Zulässig 
sind Gebäude und Flächen, die überwiegend zur Lagerung und Aufbereitung von 
Mutterboden dienen (gewerbliche Nutzung) sowie Gebäude für die Landwirtschaft. 
Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52 sollen nun das überplante Gebiet 
nach Osten auf rd. 7,6 ha vergrößert, die bisher ausgewiesenen Baugrenzen erwei-
tert und die zulässigen Nutzungen in den künftigen Teilbereichen festgesetzt werden. 
 
Der Flächennutzungsplan (geändert 2005) weist für den Bereich des Bebauungs-
plans Nr. 52 bereits den genannten besonderen Nutzungszweck aus; für die restliche 
Fläche des Abweichungsantrags besteht eine Festlegung als Fläche für die Land-
wirtschaft. Mit der im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52 „Am Wetzla-
rer Weg/ Brückenhohl“ geplanten Erweiterung soll im Parallelverfahren auch der Flä-
chennutzungsplan dahingehend geändert werden, dass entsprechend der Zielset-
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zung des Abweichungsantrags für den gesamten Planbereich ebenfalls eine Festset-
zung von Flächen mit besonderem Nutzungszweck erfolgt, der durch besondere 
städtebauliche Gründe erforderlich wird. 
 
Geplant ist die Errichtung baulicher (Überdachungen) und technischer Anlagen (Kar-
bonisierungsanlage) für die Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden. Die aus-
zuweisende Fläche ist insgesamt rd. 7,6 ha groß, wovon ca. 6,7 ha auf die Flächen 
mit besonderem Nutzungszweck entfallen. 
 
Das Plangebiet wird derzeit vor allem durch den ansässigen landwirtschaftlichen Be-
trieb mit rd. 70 ha Ackerbau und der innerhalb des Betriebsstandortes zu tätigenden 
Mutterbodenaufbereitung mit seinen Gebäuden und Rohbodenflächen geprägt. Le-
diglich das Unternehmen der Wagner GmbH, das der Landwirtsfamilie zugeordnet 
ist, ist gewerblich tätig und fungiert als reines Transportunternehmen und Dienstleis-
ter für den landwirtschaftlichen Betrieb. 
 
Im westlichen Bereich des Plangebietes befindet sich derzeit ein Teil einer Ackerflä-
che. Die bestehenden Lagerflächen, landwirtschaftlichen Hallen, Futtersilos, Über-
dachungen und Stellflächen für Fahrzeuge und landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge 
sollen gesichert und die Errichtung einer Karbonisierungsanlage sowie der Bau einer 
weiteren Überdachung zur witterungsunabhängigen Lagerung und Aufbereitung des 
Pferdemistes und Mutterbodens ermöglicht werden. Bei der Karbonisierung handelt 
es sich um einen Vorgang zur dauerhaften Speicherung von Kohlendioxid (CO2) aus 
der Atmosphäre in Form von Pflanzenkohle im Boden. So werden pflanzliche Rest-
stoffe mittels der Karbonisierung verkohlt und das CO2 gespeichert. Die Pflanzen-
kohle wird dann im Mutterboden eingearbeitet. Neben der Neuerrichtung einer Kar-
bonisierungsanlage stellt darüber hinaus die Abgabe und der Verkauf der produzier-
ten Mutterbodenprodukte einen wichtigen Bestandteil für den Betrieb der Mutterbo-
denaufbereitung dar. 
 
Dementsprechend können im Süden (MB 1, vgl. Karte 2) offene und geschlossene 
Hallen zur Aufbereitung und Lagerung von Mutterboden, Pferdemist und Zuschlag-
stoffen, Lager- und Verkaufsflächen von Mutterbodenaufbereitungsprodukten, land-
wirtschaftliche Gebäude, Hallen, technische Einrichtung (wie z. B. Karbonisierungs-
anlage), Überdachungen und Nebenanlagen sowie Stellflächen für Fahrzeuge und 
landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge errichtet werden. Weiter südlich und im Westen 
des Plangebietes (MB 2, vgl. Karte 2) sind lediglich Flächen für die Lagerung von 
Mutterbodenaufbereitungsprodukten sowie Stellflächen für Fahrzeuge und landwirt-
schaftliche Nutzfahrzeuge zulässig. Bauliche Anlagen sind in diesem Teilbaugebiet 
(MB 2) nicht zulässig. Im nordwestlichen Teilbereich (MB 2a, vgl. Karte 2) ist neben 
der Lagerung von Mutterbodenaufbereitungsprodukten auch die Verladung des Mut-
terbodens zulässig. Hier wird der Mutterboden zum einen durch das Transportunter-
nehmen der Wagner GmbH aber auch von Kunden, wie Garten- und Landschafts-
bauern sowie sonstigen Abholern verladen und weiter transportiert. 
 
Der RPM 2010 stellt die betroffenen Flächen als Vorranggebiet für Landwirtschaft, 
Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen, Vorbehaltsgebiet für Natur und 
Landschaft sowie im südlichen Bereich als Hochspannungsleitung einschließlich 
Umspannanlage Bestand dar. Der Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016 ent-
hält für den Geltungsbereich keine weiteren Festlegungen. 
 
Entsprechend hat die Stadt Linden mit Schreiben vom 19. November 2019, einge-
gangen am 27. November 2019, eine Abweichung von den Zielen des Regionalplans 
Mittelhessen 2010 (RPM 2010) beantragt. 
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2. Beschlussvorschlag 
 
Die von der Stadt Linden im Zusammenhang mit der Änderung des Flächennut-
zungsplans und der Aufstellung der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
plans Nr. 52 „Wetzlarer Weg/Brückenhohl“ beantragte Abweichung von den Zielen 
des Regionalplans Mittelhessen 2010 zwecks bauleitplanerischer Ausweisung eines 
durch besondere städtebauliche Gründe erforderlich werdenden Sondergebiets mit 
dem besonderen Nutzungszweck von Flächen, die überwiegend zur Lagerung und 
Aufbereitung von Mutterboden sowie für Gebäude für die Landwirtschaft dienen, wird 
gemäß Karte 1 zugelassen. Die regionalplanerische Zielfestlegung Vorranggebiet für 
Landwirtschaft ist mit einer Flächeninanspruchnahme von 5,7 ha betroffen. 
 
Hinweise: 
 
Die im Rahmen der Trägerbeteiligung vom Hessischen Landesamt für Naturschutz, 
Umwelt und Geologie, von Hessen Mobil, vom Dezernat 41.3 – Kommunales Ab-
wasser, Gewässerschutz, vom Dezernat 41.4 – Industrielles Abwasser, Altlasten, 
Bodenschutz, vom Dezernat 42.2 – Kommunale Abfallwirtschaft, Abfallentsor-
gungsanlagen sowie vom Dezernat 53.1 – Obere Naturschutzbehörde geäußerten 
Hinweise und Anregungen sind im nachfolgenden Bauleitplanverfahren sachgemäß 
abzuarbeiten. 
 
3. Antragsbegründung 
 
Die Stadt Linden begründet ihren Antrag wie folgt: 
 
„Insgesamt wird durch die 1. Änderung und Erweiterung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes „Am Wetzlarer Weg / Brückenhohl“ aufgrund der vorhandenen und ge-
planten Nutzung eine auf das Umfeld abgestimmte behutsame Nutzungsintensivie-
rung und behutsame Erweiterung der baulichen Anlagen vorgenommen. Zur Optimie-
rung und Vereinfachung der Prozesse und aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Dünge-
verordnung) ist die Errichtung einer Überdachung erforderlich, um den bestehenden 
Standort zu sichern. Zudem wird der Standort im Außenbereich schon seit vielen 
Jahren genutzt, ist bereits planungsrechtlich erfasst, und hat sich aufgrund der be-
stehenden Nutzung bewährt. Das Unternehmen ist familiengeführt und wird auch in 
Zukunft von den Söhnen weitergeführt. 
 
Die geplanten und bestehenden Nutzungen stehen im unmittelbaren räumlichen und 
funktionalen Zusammenhang. Der Betrieb zur Mutterbodenaufbereitung wird durch 
die Überplanung langfristig gesichert. 
 
Für die Wahl des Standortes sprechen im Einzelnen folgende Gründe 
 

• Der familiengeführte landwirtschaftlich genutzte Betrieb besteht bereits seit 
vielen Jahren an dem Standort und hat sich über die Jahre hinweg entwickelt 
und vergrößert. […] 

• Für den nördlichen räumlichen Geltungsbereich (MB 1) liegt bereits der 
rechtskräftige Bebauungsplan „Am Wetzlarer Weg / Brückenhohl“ aus dem 
Jahr 2004 vor und weist für dessen südlichen und westlichen Planbereich be-
reits einen besonderen Nutzungszweck von Flächen, der durch besondere 
städtebauliche Gründe erforderlich wird: Gebäude und Flächen, die überwie-
gend zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden dienen sowie Gebäude 
für die Landwirtschaft aus. 
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• Vor allem aus verkehrs- und erschließungstechnischen Gründen ist der 
Standort städtebaulich sinnvoll, da das Plangebiet ausgehend von der Lan-
desstraße L 3129 und landwirtschaftlichen Wegen weiterhin erschlossen wer-
den kann. Durch die 1. Änderung und Erweiterung ergeben sich keine wesent-
lichen Änderungen für die Erschließungssituation. 

• Verkehrsgünstiger Standort mit einer bereits ausgebauten Anbindung an das 
überregionale Straßenverkehrsgesetz. In unmittelbarer Nähe des Gießener 
Südkreuzes (A 485) und zwischen den Autobahnauffahrten Großen-Linden 
(rd. 2 km) und Lützellinden (rd. 3 km). Besonders bedeutsam für die Anliefe-
rung des Pferdemistes, dieser wird von umliegenden landwirtschaftlichen Hö-
fen zum vorliegenden Standort transportiert. 

• Sicherung und Weiterentwicklung des vorhandenen familiengeführten Betrie-
bes gegenüber einer kompletten Neuausweisung einer Fläche mit besonde-
rem Nutzungszweck. Eine Verlagerung der bestehenden Nutzungen würde ei-
ne komplette Neuerschließung einer solchen Fläche bedingen. Dieser grund-
legende Eingriff in Natur und Landschaft und der damit verbundene Flächen-
verbrauch können auf den vorhandenen Flächen des bereits bestehenden Be-
triebes günstiger und eingriffsminimierender erfolgen, zumal der Bereich be-
reits größtenteils zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden genutzt 
wird. 

• Die Fläche ist aus topographischen Gründen für die vorgesehene Entwicklung 
optimal geeignet. 

• Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ist der Standort optimal, da im Umfeld 
keine schutzbedürftigen Nutzungen beeinträchtigt werden. […] 

• Die Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege auch im Zusammenhang mit den naturräumlichen und insbesondere lo-
kalklimatischen Gegebenheiten erweisen sich an dem aktuellen Standort, auf-
grund der Vorbelastung als günstiger.“ 

 
 
4. Anhörungsverfahren 
 
Im Anhörungsverfahren wurden von den beteiligten Trägern öffentlicher Belange fol-
gende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorgetragen: 
 
Die angrenzenden Städte Gießen und Pohlheim sowie die Gemeinde Hüttenberg 
äußern keine Bedenken. Weitere Stellungnahme angrenzender Kommunen sind 
nicht eingegangen. 
 
Seitens der Fachdienste Naturschutz und Wasser- und Bodenschutz des Land-
kreises Gießen bestehen ebenfalls keine Bedenken gegen die Abweichung von den 
Zielen des RPM 2010. Seitens des Fachdienstes Wasser- und Bodenschutz wird 
darüber hinaus auf die bereits im Rahmen der Bauleitplanung abgegebene Stellung-
nahme verwiesen. 
 
Aus Sicht der Abteilung für den ländlichen Raum des Kreisausschusses des 
Lahn-Dill-Kreises bestehen grundsätzlich erhebliche Bedenken gegen die Erweite-
rung gewerblicher Nutzungen zu Lasten ausgewiesenen Vorranggebiete für Land-
wirtschaft. Aufgrund der engen Verknüpfung des Gewerbebetriebes mit dem land-
wirtschaftlichen Betrieb, kann der geringfügigen Erweiterung der Gewerbefläche aber 
zugestimmt werden. 
 
Das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie weist aus 
Sicht des Fachzentrums Klimawandel und Anpassung auf die Lage des Vorha-
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bens in einem Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen hin. Vor diesem Hin-
tergrund wird angeregt, dass neben großzügigen, die Beschattung fördernden Be-
pflanzungen, auch überbaute Fläche so ausgeführt werden sollte, dass lokale Wär-
meinseln nicht entstehen. Die Dächer der Lagerhallen sollten daher mindestens mit 
einem Textilsystem begrünt werden, um die Verringerung der Verdunstungsleistung 
im Plangebiet zu kompensieren. Zudem sollten helle Oberflächen genutzt werden, 
die die Rückstrahlung maximieren und folglich die Aufwärmung des exponierten Ge-
bietes verringern. 
Seitens des Bodenschutzes besteht kein grundsätzlicher Einwand; es wird für die 
gesetzlich geforderte und nachvollziehbare Betrachtung des Schutzgutes Boden im 
Umweltbericht die Arbeitshilfe „Bodenschutz in der Bauleitplanung“ (HMUELV 2011) 
empfohlen. Für die Beschreibung der Bodenfunktionen wird auf die BFD5L-Karten 
Daten des Bodenviewer Hessen verwiesen. Der Verlust von Bodenfunktionen sei 
bodenspezifisch zu kompensieren und die Pflichten der Vorsorge seien zu wahren. 
Für evtl. anfallendes Bodenmaterial gelten gemäß Erlass die Vorsorgewerte nach 
Anhang 2 Nr.4 der BBodSchV (Richtlinie für die Verwertung von Bodenmaterial, 
Bauschutt und Straßenaufbruch in Tagebauen und im Rahmen sonstiger Abgrabun-
gen, Staatsanzeiger Hessen Nr. 10, 3. März 2014). 
 
Das Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie äußert keine 
Bedenken oder Änderungswünsche. 
 
Hessen Mobil äußert ebenfalls keine Bedenken, bittet aber um die Berücksichtigung 
der folgenden Hinweise: 

• Die äußere verkehrliche Erschließung der Antragsfläche hat künftig nur über 
die vorhandene Einmündung des Wirtschaftsweges Gemarkung Großen-
Linden, Flur 3, Flurstück 76 in die freie Strecke der L 3129 bei km 1,614 zu er-
folgen. Dieser Weg dient als Betriebszufahrt für die Firma Wagner GmbH und 
zur Andienung der rückwärtigen landwirtschaftlichen Flächen. 
Die übrigen Zufahrten von der Betriebsfläche zur L 3129 sind wirksam zu 
schließen. Dies ist nötig, um Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit durch 
Ein- und Abbiegevorgänge von Schwerlastfahrzeugen sowie die damit ver-
bundene erhebliche Fahrbahnverschmutzung künftig zu vermeiden und die 
Verschlammung der Straßenentwässerung zu verhindern. 
Daher soll auch der Weg Gem. Großen-Linden, Fl. 3, Flst. 123 auf dem Ab-
schnitt parallel der L 3129 entfallen. Der Abschnitt südlich entlang der Antrags-
fläche soll jedoch erhalten werden, um von dort die Pflege von Straßenbe-
standteilen (Böschungsflächen etc.) der Bundesautobahn gewährleisten zu 
können. 

• Infolge der Zulassung der beantragten Abweichung sowie des kommenden 
Bebauungsplans darf sich keine Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit und 
Sicherheit des Verkehrs auf der L 3129 ergeben. 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind für den Knoten L 3129 / Erschließungs-
weg der bestehende und der zu erwartende Verkehr anzugeben sowie die 
künftige Verkehrsverteilung und Leistungsfähigkeit darzustellen (Prognoseho-
rizont 2030). Die Notwendigkeit baulicher und verkehrlicher Maßnahmen ist zu 
beurteilen. 
Sollte ein Ausbau des Knotens erforderlich werden, ist dieser anhand eine 
prüfbaren Straßenentwurfs nach den Richtlinien für die Anlage von Landstra-
ßen einvernehmlich mit mir abzustimmen und vertraglich zu regeln. Kosten 
dürfen dem Land Hessen und mir daraus nicht entstehen. 

• Entlang der benachbarten Bundesautobahn bzw. der Landesstraße ist in ei-
nem 40,00 m bzw. 20,00 m breiten Streifen ab dem befestigten Fahrbahnrand 
die straßenrechtliche Bauverbotszone und die anschließende 60,00 m bzw. 
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20,00 m breite straßenrechtliche Baubeschränkungszone einzuhalten. 
Auf die Planungen zum 6-streifigen Ausbau der A 45 (Planungshinweis im 
RPM 2010) sowie zum Ausbau des Gießener Südkreuzes weise ich hin. Wird 
dort eine Verlagerung der Rampenfahrbahnen nötig, ist die Inanspruchnahme 
von Flächen im Bereich der Antragsfläche nicht auszuschließen. 

• Ferner erwähne ich die laufende Planung eines Fuß- und Radweges entlang 
der L 3129 zwischen Linden - Großen-Linden und Hüttenberg-Hörnsheim. Ei-
ne Variante der Linienführung verläuft zwischen der Antragsfläche und der 
Landesstraße. 

• Die angesprochenen Planungen sollen auf der Ebene des Bebauungsplans 
berücksichtigt werden. 

 
Die Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg hat keine Bedenken oder 
Anmerkungen. 
 
Der Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke stimmt dem Vorhaben zu. 
 
Die Fachdezernate des Regierungspräsidiums Gießen äußern sich wie folgt: 
 
Das Dezernat 31 – Bauleitplanung weist darauf hin, dass für den Bereich des be-
stehenden Betriebes im rechtskräftigen Bebauungsplan „Am Wetzlarer Weg / Brü-
ckenhohl“ (2005) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 9 BauGB der „Besondere Nutzungszweck 
von Flächen – hier: Gebäude und Flächen, die überwiegend zur Lagerung und Auf-
bereitung von Mutterboden dienen (gewerbliche Nutzung) sowie Gebäude für die 
Landwirtschaft“ festgesetzt ist.  
 
Für den Bereich der geplanten Erweiterung des Betriebes liegt kein Bebauungsplan 
vor. 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Linden stellt für den Bereich des be-
stehenden Betriebes ebenfalls den o. g. „Besonderen Nutzungszweck von Flächen“ 
dar (FNP-Änderung 2005), der Bereich der südwestlich geplanten Erweiterung wird 
als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt. 
 
Die Planungsabsicht der Stadt Linden erfordert daher eine Änderung bzw. Erweite-
rung des Bebauungsplanes sowie eine Änderung des Flächennutzungsplanes. 
 
Die erforderlichen Bauleitplanverfahren wurden durch die Stadt Linden bereits einge-
leitet, die Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB wurden im 1. Quartal 2018 
durchgeführt.  
 
Nach den vorgelegten Vorentwürfen zum Bebauungsplan bzw. zur Flächennut-
zungsplanänderung „Am Wetzlarer Weg / Brückenhohl, 1. Änderung und Erweite-
rung“ (Stand: Vorentwurf, 01/2018) soll für den Standort des bisher landwirtschaftlich 
geprägten Betriebes sowie den südwestlich geplanten Erweiterungsbereich nun ins-
gesamt (analog der bisherigen Festsetzung im Bebauungsplan bzw. Darstellung im 
Flächennutzungsplan) der „Besondere Nutzungszweck von Flächen – hier: Gebäude 
und Flächen, die überwiegend zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden die-
nen (gewerbliche Nutzung) sowie Gebäude für die Landwirtschaft“ festgesetzt bzw. 
dargestellt werden. 
 
Im Bebauungsplan erfolgen zudem – entsprechend der nunmehr geplanten weiteren 
(ergänzenden) Nutzungen – explizite textliche Festsetzungen bzgl. der innerhalb der 
jeweiligen Teilbereiche des Plangebietes (Teilbereiche 1 und 2) konkret zulässigen 
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Nutzungen (u. a. Überdachungen, Karbonisierungsanlage, Verkaufsflächen, Lager- 
und Sortierflächen). 
 
Aufgrund der Angaben im Abweichungsantrag ist davon auszugehen, dass die Fest-
setzungen bzgl. der im Plangebiet (neu: Teilbereiche MB 1, MB 2, MB 2a) zulässigen 
Nutzungen im weiteren Verfahren (Entwurfsfassung, Beteiligung gem. §§ 3 (2), 4 (2) 
BauGB) nochmals überarbeitet bzw. konkretisiert werden.  
 
Aus planungsrechtlicher und städtebaulicher Sicht bestehen keine Bedenken im Hin-
blick auf die geplante Erweiterung und Ergänzungsnutzung des westlich des Stadt-
teils Großen-Linden im Außenbereich bestehenden Betriebes zur Mutterbodenaufbe-
reitung. 
 
Das Dezernat 41.3 – Kommunales Abwasser, Gewässerschutz kann der geplan-
ten Abweichung ohne die Vorlage eines Entwässerungskonzepts der vorhandenen, 
genutzten Flächen und der geplanten Erweiterungsflächen nicht zustimmen. 
Die Gefahr der Gewässerverunreinigung könne nach den vorliegenden Unterlagen 
nicht ausgeschlossen werden. 
 
Das Dezernat 41.4 – Industrielles Abwasser, Altlasten, Bodenschutz führt aus, 
dass in der Altflächendatei (AFD) keine schädlichen Bodenveränderungen für die 
Antragsfläche erfasst sind. Da die Erfassung dieser Flächen in Hessen zum Teil noch 
nicht flächendeckend erfolgt ist, wird jedoch vorsorgend empfohlen, weitere Informa-
tionen bei der Wasser- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Gießen sowie der 
Stadt Linden einzuholen. 
 
Das Dezernat 42.2 – Kommunale Abfallwirtschaft, Abfallentsorgungsanlagen 
äußert keine grundsätzlichen Bedenken, weist aber darauf hin, dass tierische Ne-
benprodukte (hier: Pferdemist) dann Abfälle im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes (KrWG) sind, wenn die tierischen Nebenprodukte zur Verbrennung, Lagerung auf 
einer Deponie oder Verwendung in einer Biogas- oder Kompostanlage bestimmt sind 
(vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2 KrWG). Das thermische Verfahren der Pyrolyse (Karbonisie-
rungsanlage) sei mit einer „Verbrennung“ von tierischen Nebenprodukten gleichset-
zen (vgl. Nr. 8.1.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV). Insofern unterliege in diesem Fall 
der Pferdemist auch dem Abfallrecht und sei als nicht gefährlicher Abfall unter dem 
Abfallschlüssel AVV 02 01 06 – tierische Ausscheidungen, Gülle/Jauche und Stall-
mist (einschließlich verdorbenes Stroh), Abwässer, getrennt gesammelt und extern 
behandelt – einzustufen. 
Anlagen zur zeitweiligen Lagerung dieser Abfälle seien dann Nebeneinrichtungen der 
Verbrennungsanlage, welche ab einer bestimmten Anlagengröße (Lagerkapazität ≥ 
100 t) nach den Vorschriften des BImSchG zu genehmigen sind. Die allgemeine Ein-
stufung als Abfall im Sinne von § 3 Abs. 1 KrWG könne auch auf die im Umweltbe-
richt nicht konkret benannten Zuschlagstoffe (pflanzliche Reststoffe) zutreffen. Dage-
gen sei Mutterboden (sofern nicht mit Schadstoffen belastet) nicht als Abfall einzustu-
fen. 
 
Eine immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht ergebe sich für eine Karboni-
sierungsanlage (Pyrolyse) nach Nr. 8.1.1.4 des Anhangs 1 der 4. BImSchV bereits 
bei einer Durchsatzkapazität von weniger als 3 Tonnen nicht gefährlicher Abfälle je 
Stunde. Dies bedeute, dass für die Errichtung und den Betrieb einer derartigen Kar-
bonisierungsanlage eine Genehmigung nach BImSchG bereits ab dem ersten Kilo-
gramm Durchsatz durch die Anlage zu beantragen ist. Hierbei seien u. a. die abfall- 
und immissionsschutzrechtlichen Belange zu berücksichtigen. Mit dem Antragsteller, 
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der Wagner GmbH, habe es dazu bereits Abstimmungen und Beratungsgespräche 
im Jahr 2015 gegeben. 
 
Zudem wird angemerkt, dass bei Bau,- Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet die 
Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt, Stand: 
01.09.2018) der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten sind (www.rp-
giessen.hessen.de, Umwelt & Natur, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Baustellenab-
fälle). 
 
Seitens des Dezernates 43.2 – Immissionsschutz II sind immissionsschutzrechtli-
che Konflikte nicht direkt erkennbar. Es wird aber darauf aufmerksam gemacht, dass 
die von der geplanten Karbonisierungsanlage ausgehenden Geruchsimmissionen 
nicht abgeschätzt werden können. Bei der Errichtung und dem Betrieb der Gesamt-
anlage sollte der Stand der Technik in Bezug auf die Vermeidung von Geruchsemis-
sionen eingehalten werden, um eine Geruchsbelastung der umliegenden Ortschaft 
so gering wie möglich zu halten. 
 
Das Dezernat 51.1 – Landwirtschaft führt aus, dass eine Beeinträchtigung agrar-
struktureller Belange nicht gegeben sei. Vielmehr trage die bauliche Maßnahme dazu 
bei, anfallende Bodenmaterialien durch eine sinnvolle Aufbereitung dem Stoffkreis-
lauf wieder zuzuführen und somit eine fachgerechte Verbesserung bestehender Bo-
denstrukturen gewährleisten zu können. Daher werden keine Bedenken vorgetragen. 
 
Seitens des Dezernates 53.1 – Obere Naturschutzbehörde bestehen aus natur-
schutzfachlicher Sicht grundsätzlich keine Bedenken gegen die vorgesehene Abwei-
chung von den Zielen des Regionalplanes Mittelhessen 2010.  
 
Es wird aber um die Berücksichtigung der folgenden Hinwiese gebeten:  
 

• Bezüglich der im Plangebiet liegenden Kompensationsmaßnahme Nr. 
G_AB_008311: „Pflanzung Laubbäume“ ist nach der vorliegenden Planung 
„eine Ersatzfläche für die wegfallende Kompensationsfläche im derzeitigen 
Bebauungsplan nicht vorgesehen“. Abweichend zu dieser Aussage erscheint 
es geboten, dass diese Kompensationsmaßnahme in den nachgeordneten 
Bebauungsplan aufgenommen wird. Hierbei ist auch zu prüfen, ob der Kom-
pensationsfläche bereits konkrete Maßnahmen zugeordnet sind. Sollte dies 
zutreffen, wäre ein doppelter Ausgleich zu erbringen. 

• Mögliche Konflikte mit den Verbotstatbeständen des Arten- und Biotopschut-
zes durch die geplanten baulichen und technischen Anlagen sowie mögliche 
Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen sind in die Planung und die 
Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans aufzunehmen. 
Dies betrifft insbesondere die Maßnahme „Herstellung von einjährigen Blüh-
streifen mit einer Maßnahmenfläche von 1.250 m²“ für die planungsrelevante 
Vogelart Feldlerche. Es ist hierbei zu beachten, dass für jedes zu kompensie-
rende Revier ein 10 m breiter Blühstreifen (inkl. ca. 2 m Schwarzbrache) mit 
einer Länge von 100 m benötigt wird. Die Gesamtgröße der Maßnahmenflä-
che ist dementsprechend anzupassen. 

• Weiter wird darauf hingewiesen, dass gemäß dem BodenViewer Hessen (Ab-
ruf am 07.01.2020) potenzielle, bodenbezogene Feldhamster-Habitate in dem 
Bereich des Plangebietes liegen. Weiterführende Datenrecherchen sowie Kar-
tierungen hierzu sind zwingend auf der nächsten Planungsebene durchzufüh-
ren. 

 
Die beteiligten Dezernate  
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 41.1 – Grundwasserschutz, Wasserversorgung, 
 41.2 – Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz, 
 42.1 – Industrielle Abfallwirtschaft, Abfallvermeidung, 
 43.1 – Immissionsschutz I, 
 44    – Bergaufsicht und 

 53.1 – Obere Forstbehörde 
äußern keine Bedenken. 
 
 
5. Raumordnerische Bewertung 
 
Das mit dem Zielabweichungsantrag, der Flächennutzungsplanänderung und der 1. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 2 „Wetzlarer Weg/Brückenhohl“ beabsichtigte 
Vorhaben soll im Außenbereich realisiert werden. Im Regionalplan Mittelhessen 2020 
ist die Fläche als Vorranggebiet für Landwirtschaft, Plansatz 6.3-1 (Z) (K), festgelegt. 
Für die von der Stadt Linden beabsichtigte Bauleitplanung ist die Durchführung eines 
Abweichungsverfahrens erforderlich. Das Plangebiet ist nämlich gem. § 11 Baunut-
zungsverordnung sondergebietspflichtig und aufgrund seiner zusätzlichen Flächen-
inanspruchnahme von rd. 5,7 ha raumbedeutsam. Dem steht die Festlegung des 
fraglichen Bereichs im Regionalplan Mittelhessen 2010 als Vorranggebiet für Land-
wirtschaft entgegen. Nach Kapitel 6.3-1 hat in den Vorranggebieten für Landwirt-
schaft die landwirtschaftliche Nutzung Vorrang vor entgegenstehenden Nutzungsan-
sprüchen. 
 
Nach § 8 Abs. 1 Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) i.V.m. § 6 Abs. 2 
Raumordnungsgesetz (ROG) kann eine Zielabweichung zugelassen werden, wenn 
sie unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der 
Planung nicht berührt werden. 
 
Maßstab für die Beurteilung der raumordnerischen Vertretbarkeit ist die Frage, ob die 
Abweichung mit Rücksicht auf den Zweck der Zielfestlegung auch planbar gewesen 
wäre, ob also unter raumordnerischen Gesichtspunkten statt der Abweichung auch 
der Weg der Planung hätte gewählt werden können. Es ist also zu prüfen, ob für die 
Abweichung wichtige Gründe sprechen, die schwerer wiegen als die Umstände, die 
zu einer entgegenstehenden Zielausweisung im Regionalplan geführt haben. 
 
Ob eine Zielabweichung die Grundzüge der Planung berührt, beurteilt sich nach den 
konkreten Umständen des Einzelfalls, mithin nach der im Raumordnungsplan zum 
Ausdruck gebrachten planerischen Absicht des Planungsträgers. Bezogen auf diese 
Planungsabsicht darf der Abweichung vom Planinhalt keine derartige Bedeutung zu-
kommen, dass die angestrebte und im Raumordnungsplan zum Ausdruck gebrachte 
Raumordnung in beachtlicher Weise beeinträchtigt wird. Ein Indiz für die Nichtberüh-
rung der Grundzüge der Planung stellt es dar, wenn es sich um einen atypischen 
Sonderfall handelt und eine Befreiung von der Zielbeachtenspflicht in Betracht 
kommt. 
 
Die beantragte Befreiung von der Beachtenspflicht kann zugelassen werden, denn 
die dafür im Gesetz genannten Voraussetzungen (keine Beeinträchtigung der 
Grundzüge der Planung, Vertretbarkeit der Abweichung, vgl. § 6 Abs. 2 Raumord-
nungsgesetz) liegen in diesem Fall vor. Durch die bauleitplanerische Sicherung wird 
ein den Regionalplan prägender Grundzug nicht berührt. 
 
Auf das hier maßgebliche raumordnerische Ziel Vorranggebiet für Landwirtschaft be-
zogen, ist die Abweichung auch vertretbar. Für sie sprechen gewichtige Gründe, die 
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schwerer wiegen als die Umstände, die zu einer entgegenstehenden Zielausweisung 
im Regionalplan geführt haben. Die Abweichung ist insbesondere vertretbar, weil 
 

• bereits mit dem ursprünglichen Bebauungsplan „Wetzlarer Weg/Brückenhohl“ 
der Standort des landwirtschaftlichen Betriebs einschließlich der Tätigkeiten 
zur Mutterbodenaufbereitung planungsrechtlich manifestiert ist, 

• die beantragte Erweiterung des Plangebietes der Sicherung und Entwicklung 
dieses Betriebs dient, 

• die Flächeninanspruchnahme des Vorranggebietes für Landwirtschaft infolge 
der dort geplanten Mutterbodenaufbereitung dem Erhalt eines landwirtschaftli-
chen Betriebs und somit der Agrarstruktur dient, 

• infolge der Flächeninanspruchnahme keine wesentlichen Auswirkungen auf 
die Agrarstruktur entstehen, da sich die Fläche bereits im Eigentums des 
landwirtschaftlichen Betriebs befindet, 

• die geplante Karbonisierung und damit die Umwandlung organischer Substan-
zen in Kohle und oder kohlehaltige Feststoffe einen Beitrag zur CO2-
Reduzierung liefert, 

• der Standort aus städtebaulicher Sicht aufgrund der bestehenden Struktur und 
vorhandenen Erschließung, der Vorprägung und der Vorbelastung (Erschlie-
ßung durch Landesstraße L 3129, direkte Nähe zur Autobahn A485, Über-
spannung mit einer 380kV-Höchstspannungsleitung, ausreichende Entfernung 
zu den Ortslagen von Hörnsheim und Großen-Linden) sinnvoll erscheint, 

• eine im Vergleich zum Geltungsbereich des künftigen Bebauungsplans gering-
fügige Versiegelung und Überbauung vorgesehen ist, da bauliche Maßnah-
men nur im nordöstlichen Teil des Plangebietes (Teilbereich MB1 mit bis zu 
1,7 ha) zulässig sind und die Flächen für die Lagerung bzw. Aufbereitung des 
Mutterbodens auch wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt wer-
den könnten. 

 
Im Zusammenhang mit dem Abweichungsantrag macht das Dezernat 43.1 - Kom-
munales Abwasser, Gewässerschutz - seine Zustimmung zu der geplanten Abwei-
chung von der Vorlage eines Entwässerungskonzepts abhängig, da die Gefahr einer 
Gewässerverunreinigung nicht ausgeschlossen werden kann. Diese Forderung wird 
als Hinweis aufgenommen und ist in der nachfolgenden Bauleitplanung zu beachten. 
 
Das Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen (Plansatz 6.1.3-1 (G) (K)) und 
das Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft (Plansatz 6.1.1-2 (G) (K)) stehen dem 
Vorhaben nicht grundsätzlich entgegen, sie unterliegen beide der Abwägung. 
 
Das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie äußert in seiner 
Stellungnahme keine Bedenken aus Sicht des Klimaschutzes, gibt jedoch Hinweise 
zur Beschattung, Bauausführung und Farbgestaltung. 
Hinsichtlich des Vorbehaltsgebiets für Natur und Landschaft (Offenland westlich und 
südwestlich von Großen Linden, ausgedehntes strukturarmes Ackerbaugebiet mit 
zumindest potentieller Bedeutung für Arten der Feldflur) enthält die Stellungnahme 
der Oberen Naturschutzbehörde keine grundsätzlichen Bedenken. Die Hinweise zu 
Kompensationsmaßnahmen, möglichen Arten- und Biotopschutzkonflikten sowie po-
tentiellen, bodenbezogenen Feldhamster-Habitaten sind im weiteren Bauleitplanver-
fahren zu prüfen, jedoch auf der Regionalplanebene nicht relevant. 
 
 
Zusammenfassend sprechen für die beantragte Abweichung vom Planinhalt des Regio-
nalplans Mittelhessen 2010 wichtige Gründe, auf deren Grundlage eine Befreiung von 
der Zielbeachtenspflicht des Vorranggebiets für Landwirtschaft vertretbar ist. 



- 11 - 
 
 
Bei der Entscheidung über die Zielabweichung handelt es sich um eine Ermessens-
entscheidung, § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG. Hierbei gilt es zu berücksichtigen, dass die 
Ziele des Regionalplans Mittelhessen 2010 in einem umfassenden Verfahren aufge-
stellt wurden und in ein komplexes, kohärentes Regelungsgefüge eingebunden sind. 
Dies schließt aus, dass durch eine zu großzügige Handhabung von Zielabwei-
chungsverfahren von den festgelegten Zielen abgewichen wird. Dennoch werden 
vorliegend überwiegende Gründe dafür gesehen, eine Zielabweichung zuzulassen.  
 
 
 
 
Dr. Ullrich 
Regierungspräsident 
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Karte 1 
Ausschnitt aus dem Regionalplan Mittelhessen 2010 mit Antragsfläche 
vergrößert auf 1:50.000 
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Karte 2 
 
Entwurf des Bebauungsplanes (Stand 18.09.2019) 

 

 
 
Quelle: Abweichungsantrag der Stadt Linden 
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Karte 3 
 

Lage der Fläche im Luftbild 
 

 
 
Quelle:  
Abweichungsantrag der Stadt Linden 
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	Abweichung von den Zielen des Regionalplans Mittelhessen 2010
	Antrag der Stadt Linden vom 19.11.2019 zwecks Erweiterung und Ergänzungsnutzung eines landwirtschaftlichen Betriebes westlich des Stadtteils Großen-Linden mit dem besonderen Nutzungszweck Mutterbodenaufbereitung und Landwirtschaft
	Anlage: 3 Karten
	1. Antragsgegenstand
	Die Stadt Linden beantragt die Zulassung einer Abweichung von den Zielen des Regionalplans Mittelhessen 2010 (RPM 2010), um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung und Ergänzungsnutzung eines landwirtschaftlichen Betriebes westlich des Stadtteils Großen-Linden zu schaffen. Der Antrag bezieht sich auf die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 52 „Am Wetzlarer Weg / Brückenhohl“ einschließlich der dazu notwendigen Änderung des Flächennutzungsplans.
	Die betroffene Fläche soll mit besonderem Nutzungszweck gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 9 Baugesetzbuch (BauGB) ausgewiesen werden.
	Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs der im Zielabweichungsantrag beantragten Fläche besteht bereits der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 52 „Am Wetzlarer Weg/Brückenhohl“ aus dem Jahre 2004. Dieser weist in seinem südlichen und westlichen Geltungsbereich von rd. 1,9 ha bereits einen besonderen Nutzungszweck von Flächen, der durch besondere städtebauliche Gründe erforderlich wird, aus. Zulässig sind Gebäude und Flächen, die überwiegend zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden dienen (gewerbliche Nutzung) sowie Gebäude für die Landwirtschaft. Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52 sollen nun das überplante Gebiet nach Osten auf rd. 7,6 ha vergrößert, die bisher ausgewiesenen Baugrenzen erweitert und die zulässigen Nutzungen in den künftigen Teilbereichen festgesetzt werden.
	Der Flächennutzungsplan (geändert 2005) weist für den Bereich des Bebauungsplans Nr. 52 bereits den genannten besonderen Nutzungszweck aus; für die restliche Fläche des Abweichungsantrags besteht eine Festlegung als Fläche für die Landwirtschaft. Mit der im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52 „Am Wetzlarer Weg/ Brückenhohl“ geplanten Erweiterung soll im Parallelverfahren auch der Flächennutzungsplan dahingehend geändert werden, dass entsprechend der Zielsetzung des Abweichungsantrags für den gesamten Planbereich ebenfalls eine Festsetzung von Flächen mit besonderem Nutzungszweck erfolgt, der durch besondere städtebauliche Gründe erforderlich wird.
	Geplant ist die Errichtung baulicher (Überdachungen) und technischer Anlagen (Karbonisierungsanlage) für die Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden. Die auszuweisende Fläche ist insgesamt rd. 7,6 ha groß, wovon ca. 6,7 ha auf die Flächen mit besonderem Nutzungszweck entfallen.
	Das Plangebiet wird derzeit vor allem durch den ansässigen landwirtschaftlichen Betrieb mit rd. 70 ha Ackerbau und der innerhalb des Betriebsstandortes zu tätigenden Mutterbodenaufbereitung mit seinen Gebäuden und Rohbodenflächen geprägt. Lediglich das Unternehmen der Wagner GmbH, das der Landwirtsfamilie zugeordnet ist, ist gewerblich tätig und fungiert als reines Transportunternehmen und Dienstleister für den landwirtschaftlichen Betrieb.
	Im westlichen Bereich des Plangebietes befindet sich derzeit ein Teil einer Ackerfläche. Die bestehenden Lagerflächen, landwirtschaftlichen Hallen, Futtersilos, Überdachungen und Stellflächen für Fahrzeuge und landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge sollen gesichert und die Errichtung einer Karbonisierungsanlage sowie der Bau einer weiteren Überdachung zur witterungsunabhängigen Lagerung und Aufbereitung des Pferdemistes und Mutterbodens ermöglicht werden. Bei der Karbonisierung handelt es sich um einen Vorgang zur dauerhaften Speicherung von Kohlendioxid (CO2) aus der Atmosphäre in Form von Pflanzenkohle im Boden. So werden pflanzliche Reststoffe mittels der Karbonisierung verkohlt und das CO2 gespeichert. Die Pflanzenkohle wird dann im Mutterboden eingearbeitet. Neben der Neuerrichtung einer Karbonisierungsanlage stellt darüber hinaus die Abgabe und der Verkauf der produzierten Mutterbodenprodukte einen wichtigen Bestandteil für den Betrieb der Mutterbodenaufbereitung dar.
	Dementsprechend können im Süden (MB 1, vgl. Karte 2) offene und geschlossene Hallen zur Aufbereitung und Lagerung von Mutterboden, Pferdemist und Zuschlagstoffen, Lager- und Verkaufsflächen von Mutterbodenaufbereitungsprodukten, landwirtschaftliche Gebäude, Hallen, technische Einrichtung (wie z. B. Karbonisierungsanlage), Überdachungen und Nebenanlagen sowie Stellflächen für Fahrzeuge und landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge errichtet werden. Weiter südlich und im Westen des Plangebietes (MB 2, vgl. Karte 2) sind lediglich Flächen für die Lagerung von Mutterbodenaufbereitungsprodukten sowie Stellflächen für Fahrzeuge und landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge zulässig. Bauliche Anlagen sind in diesem Teilbaugebiet (MB 2) nicht zulässig. Im nordwestlichen Teilbereich (MB 2a, vgl. Karte 2) ist neben der Lagerung von Mutterbodenaufbereitungsprodukten auch die Verladung des Mutterbodens zulässig. Hier wird der Mutterboden zum einen durch das Transportunternehmen der Wagner GmbH aber auch von Kunden, wie Garten- und Landschaftsbauern sowie sonstigen Abholern verladen und weiter transportiert.
	Der RPM 2010 stellt die betroffenen Flächen als Vorranggebiet für Landwirtschaft, Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen, Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft sowie im südlichen Bereich als Hochspannungsleitung einschließlich Umspannanlage Bestand dar. Der Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016 enthält für den Geltungsbereich keine weiteren Festlegungen.
	Entsprechend hat die Stadt Linden mit Schreiben vom 19. November 2019, eingegangen am 27. November 2019, eine Abweichung von den Zielen des Regionalplans Mittelhessen 2010 (RPM 2010) beantragt.
	2. Beschlussvorschlag
	Die von der Stadt Linden im Zusammenhang mit der Änderung des Flächennutzungsplans und der Aufstellung der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 52 „Wetzlarer Weg/Brückenhohl“ beantragte Abweichung von den Zielen des Regionalplans Mittelhessen 2010 zwecks bauleitplanerischer Ausweisung eines durch besondere städtebauliche Gründe erforderlich werdenden Sondergebiets mit dem besonderen Nutzungszweck von Flächen, die überwiegend zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden sowie für Gebäude für die Landwirtschaft dienen, wird gemäß Karte 1 zugelassen. Die regionalplanerische Zielfestlegung Vorranggebiet für Landwirtschaft ist mit einer Flächeninanspruchnahme von 5,7 ha betroffen.
	Hinweise:
	Die im Rahmen der Trägerbeteiligung vom Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie, von Hessen Mobil, vom Dezernat 41.3 – Kommunales Abwasser, Gewässerschutz, vom Dezernat 41.4 – Industrielles Abwasser, Altlasten, Bodenschutz, vom Dezernat 42.2 – Kommunale Abfallwirtschaft, Abfallentsorgungsanlagen sowie vom Dezernat 53.1 – Obere Naturschutzbehörde geäußerten Hinweise und Anregungen sind im nachfolgenden Bauleitplanverfahren sachgemäß abzuarbeiten.
	3. Antragsbegründung
	Die Stadt Linden begründet ihren Antrag wie folgt:
	„Insgesamt wird durch die 1. Änderung und Erweiterung des vorliegenden Bebauungsplanes „Am Wetzlarer Weg / Brückenhohl“ aufgrund der vorhandenen und geplanten Nutzung eine auf das Umfeld abgestimmte behutsame Nutzungsintensivierung und behutsame Erweiterung der baulichen Anlagen vorgenommen. Zur Optimierung und Vereinfachung der Prozesse und aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Düngeverordnung) ist die Errichtung einer Überdachung erforderlich, um den bestehenden Standort zu sichern. Zudem wird der Standort im Außenbereich schon seit vielen Jahren genutzt, ist bereits planungsrechtlich erfasst, und hat sich aufgrund der bestehenden Nutzung bewährt. Das Unternehmen ist familiengeführt und wird auch in Zukunft von den Söhnen weitergeführt.
	Die geplanten und bestehenden Nutzungen stehen im unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang. Der Betrieb zur Mutterbodenaufbereitung wird durch die Überplanung langfristig gesichert.
	Für die Wahl des Standortes sprechen im Einzelnen folgende Gründe
	 Der familiengeführte landwirtschaftlich genutzte Betrieb besteht bereits seit vielen Jahren an dem Standort und hat sich über die Jahre hinweg entwickelt und vergrößert. […]
	 Für den nördlichen räumlichen Geltungsbereich (MB 1) liegt bereits der rechtskräftige Bebauungsplan „Am Wetzlarer Weg / Brückenhohl“ aus dem Jahr 2004 vor und weist für dessen südlichen und westlichen Planbereich bereits einen besonderen Nutzungszweck von Flächen, der durch besondere städtebauliche Gründe erforderlich wird: Gebäude und Flächen, die überwiegend zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden dienen sowie Gebäude für die Landwirtschaft aus.
	 Vor allem aus verkehrs- und erschließungstechnischen Gründen ist der Standort städtebaulich sinnvoll, da das Plangebiet ausgehend von der Landesstraße L 3129 und landwirtschaftlichen Wegen weiterhin erschlossen werden kann. Durch die 1. Änderung und Erweiterung ergeben sich keine wesentlichen Änderungen für die Erschließungssituation.
	 Verkehrsgünstiger Standort mit einer bereits ausgebauten Anbindung an das überregionale Straßenverkehrsgesetz. In unmittelbarer Nähe des Gießener Südkreuzes (A 485) und zwischen den Autobahnauffahrten Großen-Linden (rd. 2 km) und Lützellinden (rd. 3 km). Besonders bedeutsam für die Anlieferung des Pferdemistes, dieser wird von umliegenden landwirtschaftlichen Höfen zum vorliegenden Standort transportiert.
	 Sicherung und Weiterentwicklung des vorhandenen familiengeführten Betriebes gegenüber einer kompletten Neuausweisung einer Fläche mit besonderem Nutzungszweck. Eine Verlagerung der bestehenden Nutzungen würde eine komplette Neuerschließung einer solchen Fläche bedingen. Dieser grundlegende Eingriff in Natur und Landschaft und der damit verbundene Flächenverbrauch können auf den vorhandenen Flächen des bereits bestehenden Betriebes günstiger und eingriffsminimierender erfolgen, zumal der Bereich bereits größtenteils zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden genutzt wird.
	 Die Fläche ist aus topographischen Gründen für die vorgesehene Entwicklung optimal geeignet.
	 Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ist der Standort optimal, da im Umfeld keine schutzbedürftigen Nutzungen beeinträchtigt werden. […]
	 Die Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege auch im Zusammenhang mit den naturräumlichen und insbesondere lokalklimatischen Gegebenheiten erweisen sich an dem aktuellen Standort, aufgrund der Vorbelastung als günstiger.“
	4. Anhörungsverfahren
	Im Anhörungsverfahren wurden von den beteiligten Trägern öffentlicher Belange folgende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorgetragen:
	Die angrenzenden Städte Gießen und Pohlheim sowie die Gemeinde Hüttenberg äußern keine Bedenken. Weitere Stellungnahme angrenzender Kommunen sind nicht eingegangen.
	Seitens der Fachdienste Naturschutz und Wasser- und Bodenschutz des Landkreises Gießen bestehen ebenfalls keine Bedenken gegen die Abweichung von den Zielen des RPM 2010. Seitens des Fachdienstes Wasser- und Bodenschutz wird darüber hinaus auf die bereits im Rahmen der Bauleitplanung abgegebene Stellungnahme verwiesen.
	Aus Sicht der Abteilung für den ländlichen Raum des Kreisausschusses des Lahn-Dill-Kreises bestehen grundsätzlich erhebliche Bedenken gegen die Erweiterung gewerblicher Nutzungen zu Lasten ausgewiesenen Vorranggebiete für Landwirtschaft. Aufgrund der engen Verknüpfung des Gewerbebetriebes mit dem landwirtschaftlichen Betrieb, kann der geringfügigen Erweiterung der Gewerbefläche aber zugestimmt werden.
	Das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie weist aus Sicht des Fachzentrums Klimawandel und Anpassung auf die Lage des Vorhabens in einem Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen hin. Vor diesem Hintergrund wird angeregt, dass neben großzügigen, die Beschattung fördernden Bepflanzungen, auch überbaute Fläche so ausgeführt werden sollte, dass lokale Wärmeinseln nicht entstehen. Die Dächer der Lagerhallen sollten daher mindestens mit einem Textilsystem begrünt werden, um die Verringerung der Verdunstungsleistung im Plangebiet zu kompensieren. Zudem sollten helle Oberflächen genutzt werden, die die Rückstrahlung maximieren und folglich die Aufwärmung des exponierten Gebietes verringern.
	Seitens des Bodenschutzes besteht kein grundsätzlicher Einwand; es wird für die gesetzlich geforderte und nachvollziehbare Betrachtung des Schutzgutes Boden im Umweltbericht die Arbeitshilfe „Bodenschutz in der Bauleitplanung“ (HMUELV 2011) empfohlen. Für die Beschreibung der Bodenfunktionen wird auf die BFD5L-Karten Daten des Bodenviewer Hessen verwiesen. Der Verlust von Bodenfunktionen sei bodenspezifisch zu kompensieren und die Pflichten der Vorsorge seien zu wahren. Für evtl. anfallendes Bodenmaterial gelten gemäß Erlass die Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr.4 der BBodSchV (Richtlinie für die Verwertung von Bodenmaterial, Bauschutt und Straßenaufbruch in Tagebauen und im Rahmen sonstiger Abgrabungen, Staatsanzeiger Hessen Nr. 10, 3. März 2014).
	Das Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie äußert keine Bedenken oder Änderungswünsche.
	Hessen Mobil äußert ebenfalls keine Bedenken, bittet aber um die Berücksichtigung der folgenden Hinweise:
	 Die äußere verkehrliche Erschließung der Antragsfläche hat künftig nur über die vorhandene Einmündung des Wirtschaftsweges Gemarkung Großen-Linden, Flur 3, Flurstück 76 in die freie Strecke der L 3129 bei km 1,614 zu erfolgen. Dieser Weg dient als Betriebszufahrt für die Firma Wagner GmbH und zur Andienung der rückwärtigen landwirtschaftlichen Flächen.Die übrigen Zufahrten von der Betriebsfläche zur L 3129 sind wirksam zu schließen. Dies ist nötig, um Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit durch Ein- und Abbiegevorgänge von Schwerlastfahrzeugen sowie die damit verbundene erhebliche Fahrbahnverschmutzung künftig zu vermeiden und die Verschlammung der Straßenentwässerung zu verhindern.Daher soll auch der Weg Gem. Großen-Linden, Fl. 3, Flst. 123 auf dem Abschnitt parallel der L 3129 entfallen. Der Abschnitt südlich entlang der Antragsfläche soll jedoch erhalten werden, um von dort die Pflege von Straßenbestandteilen (Böschungsflächen etc.) der Bundesautobahn gewährleisten zu können.
	 Infolge der Zulassung der beantragten Abweichung sowie des kommenden Bebauungsplans darf sich keine Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit und Sicherheit des Verkehrs auf der L 3129 ergeben.Im Rahmen der Bauleitplanung sind für den Knoten L 3129 / Erschließungsweg der bestehende und der zu erwartende Verkehr anzugeben sowie die künftige Verkehrsverteilung und Leistungsfähigkeit darzustellen (Prognosehorizont 2030). Die Notwendigkeit baulicher und verkehrlicher Maßnahmen ist zu beurteilen.Sollte ein Ausbau des Knotens erforderlich werden, ist dieser anhand eine prüfbaren Straßenentwurfs nach den Richtlinien für die Anlage von Landstraßen einvernehmlich mit mir abzustimmen und vertraglich zu regeln. Kosten dürfen dem Land Hessen und mir daraus nicht entstehen.
	 Entlang der benachbarten Bundesautobahn bzw. der Landesstraße ist in einem 40,00 m bzw. 20,00 m breiten Streifen ab dem befestigten Fahrbahnrand die straßenrechtliche Bauverbotszone und die anschließende 60,00 m bzw. 20,00 m breite straßenrechtliche Baubeschränkungszone einzuhalten.Auf die Planungen zum 6-streifigen Ausbau der A 45 (Planungshinweis im RPM 2010) sowie zum Ausbau des Gießener Südkreuzes weise ich hin. Wird dort eine Verlagerung der Rampenfahrbahnen nötig, ist die Inanspruchnahme von Flächen im Bereich der Antragsfläche nicht auszuschließen.
	 Ferner erwähne ich die laufende Planung eines Fuß- und Radweges entlang der L 3129 zwischen Linden - Großen-Linden und Hüttenberg-Hörnsheim. Eine Variante der Linienführung verläuft zwischen der Antragsfläche und der Landesstraße.
	 Die angesprochenen Planungen sollen auf der Ebene des Bebauungsplans berücksichtigt werden.
	Die Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg hat keine Bedenken oder Anmerkungen.
	Der Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke stimmt dem Vorhaben zu.
	Die Fachdezernate des Regierungspräsidiums Gießen äußern sich wie folgt:
	Das Dezernat 31 – Bauleitplanung weist darauf hin, dass für den Bereich des bestehenden Betriebes im rechtskräftigen Bebauungsplan „Am Wetzlarer Weg / Brückenhohl“ (2005) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 9 BauGB der „Besondere Nutzungszweck von Flächen – hier: Gebäude und Flächen, die überwiegend zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden dienen (gewerbliche Nutzung) sowie Gebäude für die Landwirtschaft“ festgesetzt ist. 
	Für den Bereich der geplanten Erweiterung des Betriebes liegt kein Bebauungsplan vor.
	Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Linden stellt für den Bereich des bestehenden Betriebes ebenfalls den o. g. „Besonderen Nutzungszweck von Flächen“ dar (FNP-Änderung 2005), der Bereich der südwestlich geplanten Erweiterung wird als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt.
	Die Planungsabsicht der Stadt Linden erfordert daher eine Änderung bzw. Erweiterung des Bebauungsplanes sowie eine Änderung des Flächennutzungsplanes.
	Die erforderlichen Bauleitplanverfahren wurden durch die Stadt Linden bereits eingeleitet, die Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB wurden im 1. Quartal 2018 durchgeführt. 
	Nach den vorgelegten Vorentwürfen zum Bebauungsplan bzw. zur Flächennutzungsplanänderung „Am Wetzlarer Weg / Brückenhohl, 1. Änderung und Erweiterung“ (Stand: Vorentwurf, 01/2018) soll für den Standort des bisher landwirtschaftlich geprägten Betriebes sowie den südwestlich geplanten Erweiterungsbereich nun insgesamt (analog der bisherigen Festsetzung im Bebauungsplan bzw. Darstellung im Flächennutzungsplan) der „Besondere Nutzungszweck von Flächen – hier: Gebäude und Flächen, die überwiegend zur Lagerung und Aufbereitung von Mutterboden dienen (gewerbliche Nutzung) sowie Gebäude für die Landwirtschaft“ festgesetzt bzw. dargestellt werden.
	Im Bebauungsplan erfolgen zudem – entsprechend der nunmehr geplanten weiteren (ergänzenden) Nutzungen – explizite textliche Festsetzungen bzgl. der innerhalb der jeweiligen Teilbereiche des Plangebietes (Teilbereiche 1 und 2) konkret zulässigen Nutzungen (u. a. Überdachungen, Karbonisierungsanlage, Verkaufsflächen, Lager- und Sortierflächen).
	Aufgrund der Angaben im Abweichungsantrag ist davon auszugehen, dass die Festsetzungen bzgl. der im Plangebiet (neu: Teilbereiche MB 1, MB 2, MB 2a) zulässigen Nutzungen im weiteren Verfahren (Entwurfsfassung, Beteiligung gem. §§ 3 (2), 4 (2) BauGB) nochmals überarbeitet bzw. konkretisiert werden. 
	Aus planungsrechtlicher und städtebaulicher Sicht bestehen keine Bedenken im Hinblick auf die geplante Erweiterung und Ergänzungsnutzung des westlich des Stadtteils Großen-Linden im Außenbereich bestehenden Betriebes zur Mutterbodenaufbereitung.
	Das Dezernat 41.3 – Kommunales Abwasser, Gewässerschutz kann der geplanten Abweichung ohne die Vorlage eines Entwässerungskonzepts der vorhandenen, genutzten Flächen und der geplanten Erweiterungsflächen nicht zustimmen.
	Die Gefahr der Gewässerverunreinigung könne nach den vorliegenden Unterlagen nicht ausgeschlossen werden.
	Das Dezernat 41.4 – Industrielles Abwasser, Altlasten, Bodenschutz führt aus, dass in der Altflächendatei (AFD) keine schädlichen Bodenveränderungen für die Antragsfläche erfasst sind. Da die Erfassung dieser Flächen in Hessen zum Teil noch nicht flächendeckend erfolgt ist, wird jedoch vorsorgend empfohlen, weitere Informationen bei der Wasser- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Gießen sowie der Stadt Linden einzuholen.
	Das Dezernat 42.2 – Kommunale Abfallwirtschaft, Abfallentsorgungsanlagen äußert keine grundsätzlichen Bedenken, weist aber darauf hin, dass tierische Nebenprodukte (hier: Pferdemist) dann Abfälle im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) sind, wenn die tierischen Nebenprodukte zur Verbrennung, Lagerung auf einer Deponie oder Verwendung in einer Biogas- oder Kompostanlage bestimmt sind (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2 KrWG). Das thermische Verfahren der Pyrolyse (Karbonisierungsanlage) sei mit einer „Verbrennung“ von tierischen Nebenprodukten gleichsetzen (vgl. Nr. 8.1.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV). Insofern unterliege in diesem Fall der Pferdemist auch dem Abfallrecht und sei als nicht gefährlicher Abfall unter dem Abfallschlüssel AVV 02 01 06 – tierische Ausscheidungen, Gülle/Jauche und Stallmist (einschließlich verdorbenes Stroh), Abwässer, getrennt gesammelt und extern behandelt – einzustufen.
	Anlagen zur zeitweiligen Lagerung dieser Abfälle seien dann Nebeneinrichtungen der Verbrennungsanlage, welche ab einer bestimmten Anlagengröße (Lagerkapazität ≥ 100 t) nach den Vorschriften des BImSchG zu genehmigen sind. Die allgemeine Einstufung als Abfall im Sinne von § 3 Abs. 1 KrWG könne auch auf die im Umweltbericht nicht konkret benannten Zuschlagstoffe (pflanzliche Reststoffe) zutreffen. Dagegen sei Mutterboden (sofern nicht mit Schadstoffen belastet) nicht als Abfall einzustufen.
	Eine immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht ergebe sich für eine Karbonisierungsanlage (Pyrolyse) nach Nr. 8.1.1.4 des Anhangs 1 der 4. BImSchV bereits bei einer Durchsatzkapazität von weniger als 3 Tonnen nicht gefährlicher Abfälle je Stunde. Dies bedeute, dass für die Errichtung und den Betrieb einer derartigen Karbonisierungsanlage eine Genehmigung nach BImSchG bereits ab dem ersten Kilogramm Durchsatz durch die Anlage zu beantragen ist. Hierbei seien u. a. die abfall- und immissionsschutzrechtlichen Belange zu berücksichtigen. Mit dem Antragsteller, der Wagner GmbH, habe es dazu bereits Abstimmungen und Beratungsgespräche im Jahr 2015 gegeben.
	Zudem wird angemerkt, dass bei Bau,- Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt, Stand: 01.09.2018) der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten sind (www.rp-giessen.hessen.de, Umwelt & Natur, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Baustellenabfälle).
	Seitens des Dezernates 43.2 – Immissionsschutz II sind immissionsschutzrechtliche Konflikte nicht direkt erkennbar. Es wird aber darauf aufmerksam gemacht, dass die von der geplanten Karbonisierungsanlage ausgehenden Geruchsimmissionen nicht abgeschätzt werden können. Bei der Errichtung und dem Betrieb der Gesamtanlage sollte der Stand der Technik in Bezug auf die Vermeidung von Geruchsemissionen eingehalten werden, um eine Geruchsbelastung der umliegenden Ortschaft so gering wie möglich zu halten.
	Das Dezernat 51.1 – Landwirtschaft führt aus, dass eine Beeinträchtigung agrarstruktureller Belange nicht gegeben sei. Vielmehr trage die bauliche Maßnahme dazu bei, anfallende Bodenmaterialien durch eine sinnvolle Aufbereitung dem Stoffkreislauf wieder zuzuführen und somit eine fachgerechte Verbesserung bestehender Bodenstrukturen gewährleisten zu können. Daher werden keine Bedenken vorgetragen.
	Seitens des Dezernates 53.1 – Obere Naturschutzbehörde bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht grundsätzlich keine Bedenken gegen die vorgesehene Abweichung von den Zielen des Regionalplanes Mittelhessen 2010. 
	Es wird aber um die Berücksichtigung der folgenden Hinwiese gebeten: 
	 Bezüglich der im Plangebiet liegenden Kompensationsmaßnahme Nr. G_AB_008311: „Pflanzung Laubbäume“ ist nach der vorliegenden Planung „eine Ersatzfläche für die wegfallende Kompensationsfläche im derzeitigen Bebauungsplan nicht vorgesehen“. Abweichend zu dieser Aussage erscheint es geboten, dass diese Kompensationsmaßnahme in den nachgeordneten Bebauungsplan aufgenommen wird. Hierbei ist auch zu prüfen, ob der Kompensationsfläche bereits konkrete Maßnahmen zugeordnet sind. Sollte dies zutreffen, wäre ein doppelter Ausgleich zu erbringen.
	 Mögliche Konflikte mit den Verbotstatbeständen des Arten- und Biotopschutzes durch die geplanten baulichen und technischen Anlagen sowie mögliche Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen sind in die Planung und die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans aufzunehmen.Dies betrifft insbesondere die Maßnahme „Herstellung von einjährigen Blühstreifen mit einer Maßnahmenfläche von 1.250 m²“ für die planungsrelevante Vogelart Feldlerche. Es ist hierbei zu beachten, dass für jedes zu kompensierende Revier ein 10 m breiter Blühstreifen (inkl. ca. 2 m Schwarzbrache) mit einer Länge von 100 m benötigt wird. Die Gesamtgröße der Maßnahmenfläche ist dementsprechend anzupassen.
	 Weiter wird darauf hingewiesen, dass gemäß dem BodenViewer Hessen (Abruf am 07.01.2020) potenzielle, bodenbezogene Feldhamster-Habitate in dem Bereich des Plangebietes liegen. Weiterführende Datenrecherchen sowie Kartierungen hierzu sind zwingend auf der nächsten Planungsebene durchzuführen.
	Die beteiligten Dezernate 
	 41.1 – Grundwasserschutz, Wasserversorgung,
	 41.2 – Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz,
	 42.1 – Industrielle Abfallwirtschaft, Abfallvermeidung,
	 43.1 – Immissionsschutz I,
	 44    – Bergaufsicht und
	 53.1 – Obere Forstbehörde
	äußern keine Bedenken.
	5. Raumordnerische Bewertung
	Das mit dem Zielabweichungsantrag, der Flächennutzungsplanänderung und der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 2 „Wetzlarer Weg/Brückenhohl“ beabsichtigte Vorhaben soll im Außenbereich realisiert werden. Im Regionalplan Mittelhessen 2020 ist die Fläche als Vorranggebiet für Landwirtschaft, Plansatz 6.3-1 (Z) (K), festgelegt.
	Für die von der Stadt Linden beabsichtigte Bauleitplanung ist die Durchführung eines Abweichungsverfahrens erforderlich. Das Plangebiet ist nämlich gem. § 11 Baunutzungsverordnung sondergebietspflichtig und aufgrund seiner zusätzlichen Flächeninanspruchnahme von rd. 5,7 ha raumbedeutsam. Dem steht die Festlegung des fraglichen Bereichs im Regionalplan Mittelhessen 2010 als Vorranggebiet für Landwirtschaft entgegen. Nach Kapitel 6.3-1 hat in den Vorranggebieten für Landwirtschaft die landwirtschaftliche Nutzung Vorrang vor entgegenstehenden Nutzungsansprüchen.
	Nach § 8 Abs. 1 Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) i.V.m. § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) kann eine Zielabweichung zugelassen werden, wenn sie unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden.
	Maßstab für die Beurteilung der raumordnerischen Vertretbarkeit ist die Frage, ob die Abweichung mit Rücksicht auf den Zweck der Zielfestlegung auch planbar gewesen wäre, ob also unter raumordnerischen Gesichtspunkten statt der Abweichung auch der Weg der Planung hätte gewählt werden können. Es ist also zu prüfen, ob für die Abweichung wichtige Gründe sprechen, die schwerer wiegen als die Umstände, die zu einer entgegenstehenden Zielausweisung im Regionalplan geführt haben.
	Ob eine Zielabweichung die Grundzüge der Planung berührt, beurteilt sich nach den konkreten Umständen des Einzelfalls, mithin nach der im Raumordnungsplan zum Ausdruck gebrachten planerischen Absicht des Planungsträgers. Bezogen auf diese Planungsabsicht darf der Abweichung vom Planinhalt keine derartige Bedeutung zukommen, dass die angestrebte und im Raumordnungsplan zum Ausdruck gebrachte Raumordnung in beachtlicher Weise beeinträchtigt wird. Ein Indiz für die Nichtberührung der Grundzüge der Planung stellt es dar, wenn es sich um einen atypischen Sonderfall handelt und eine Befreiung von der Zielbeachtenspflicht in Betracht kommt.
	Die beantragte Befreiung von der Beachtenspflicht kann zugelassen werden, denn die dafür im Gesetz genannten Voraussetzungen (keine Beeinträchtigung der Grundzüge der Planung, Vertretbarkeit der Abweichung, vgl. § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz) liegen in diesem Fall vor. Durch die bauleitplanerische Sicherung wird ein den Regionalplan prägender Grundzug nicht berührt.
	Auf das hier maßgebliche raumordnerische Ziel Vorranggebiet für Landwirtschaft bezogen, ist die Abweichung auch vertretbar. Für sie sprechen gewichtige Gründe, die schwerer wiegen als die Umstände, die zu einer entgegenstehenden Zielausweisung im Regionalplan geführt haben. Die Abweichung ist insbesondere vertretbar, weil
	 bereits mit dem ursprünglichen Bebauungsplan „Wetzlarer Weg/Brückenhohl“ der Standort des landwirtschaftlichen Betriebs einschließlich der Tätigkeiten zur Mutterbodenaufbereitung planungsrechtlich manifestiert ist,
	 die beantragte Erweiterung des Plangebietes der Sicherung und Entwicklung dieses Betriebs dient,
	 die Flächeninanspruchnahme des Vorranggebietes für Landwirtschaft infolge der dort geplanten Mutterbodenaufbereitung dem Erhalt eines landwirtschaftlichen Betriebs und somit der Agrarstruktur dient,
	 infolge der Flächeninanspruchnahme keine wesentlichen Auswirkungen auf die Agrarstruktur entstehen, da sich die Fläche bereits im Eigentums des landwirtschaftlichen Betriebs befindet,
	 die geplante Karbonisierung und damit die Umwandlung organischer Substanzen in Kohle und oder kohlehaltige Feststoffe einen Beitrag zur CO2-Reduzierung liefert,
	 der Standort aus städtebaulicher Sicht aufgrund der bestehenden Struktur und vorhandenen Erschließung, der Vorprägung und der Vorbelastung (Erschließung durch Landesstraße L 3129, direkte Nähe zur Autobahn A485, Überspannung mit einer 380kV-Höchstspannungsleitung, ausreichende Entfernung zu den Ortslagen von Hörnsheim und Großen-Linden) sinnvoll erscheint,
	 eine im Vergleich zum Geltungsbereich des künftigen Bebauungsplans geringfügige Versiegelung und Überbauung vorgesehen ist, da bauliche Maßnahmen nur im nordöstlichen Teil des Plangebietes (Teilbereich MB1 mit bis zu 1,7 ha) zulässig sind und die Flächen für die Lagerung bzw. Aufbereitung des Mutterbodens auch wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden könnten.
	Im Zusammenhang mit dem Abweichungsantrag macht das Dezernat 43.1 - Kommunales Abwasser, Gewässerschutz - seine Zustimmung zu der geplanten Abweichung von der Vorlage eines Entwässerungskonzepts abhängig, da die Gefahr einer Gewässerverunreinigung nicht ausgeschlossen werden kann. Diese Forderung wird als Hinweis aufgenommen und ist in der nachfolgenden Bauleitplanung zu beachten.
	Das Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen (Plansatz 6.1.3-1 (G) (K)) und das Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft (Plansatz 6.1.1-2 (G) (K)) stehen dem Vorhaben nicht grundsätzlich entgegen, sie unterliegen beide der Abwägung.
	Das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie äußert in seiner Stellungnahme keine Bedenken aus Sicht des Klimaschutzes, gibt jedoch Hinweise zur Beschattung, Bauausführung und Farbgestaltung.
	Hinsichtlich des Vorbehaltsgebiets für Natur und Landschaft (Offenland westlich und südwestlich von Großen Linden, ausgedehntes strukturarmes Ackerbaugebiet mit zumindest potentieller Bedeutung für Arten der Feldflur) enthält die Stellungnahme der Oberen Naturschutzbehörde keine grundsätzlichen Bedenken. Die Hinweise zu Kompensationsmaßnahmen, möglichen Arten- und Biotopschutzkonflikten sowie potentiellen, bodenbezogenen Feldhamster-Habitaten sind im weiteren Bauleitplanverfahren zu prüfen, jedoch auf der Regionalplanebene nicht relevant.
	Zusammenfassend sprechen für die beantragte Abweichung vom Planinhalt des Regionalplans Mittelhessen 2010 wichtige Gründe, auf deren Grundlage eine Befreiung von der Zielbeachtenspflicht des Vorranggebiets für Landwirtschaft vertretbar ist.
	Bei der Entscheidung über die Zielabweichung handelt es sich um eine Ermessensentscheidung, § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG. Hierbei gilt es zu berücksichtigen, dass die Ziele des Regionalplans Mittelhessen 2010 in einem umfassenden Verfahren aufgestellt wurden und in ein komplexes, kohärentes Regelungsgefüge eingebunden sind. Dies schließt aus, dass durch eine zu großzügige Handhabung von Zielabweichungsverfahren von den festgelegten Zielen abgewichen wird. Dennoch werden vorliegend überwiegende Gründe dafür gesehen, eine Zielabweichung zuzulassen. 
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